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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 vom 25. März 1969 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Durch die Änderungsvorschläge soll praktischen Erfahrungen 
bei der Anwendung der Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 über Lenkzeiten und Ruhezeiten im Omnibus- und 
Straßengüterverkehr Rechnung getragen werden. 

B. Lösung 

Deshalb sollen nach Vorstellung der Kommission 

— landwirtschaftliche Zugmaschinen vom Geltungsbereich die- 
ser Vorschrift ausgenommen werden, 

— für den Baustellenverkehr erleichterte Vorschriften einge- 
führt werden und 

— die Überwachungsvorschriften gelockert werden. 

C. Alternativen 

Der Ausschuß hält die Befreiung des Baustellenverkehrs von 
den allgemeinen Lenkzeitvorschriften für überprüfungsbedürf- 
tig. 

Den landwirtschaftlichen Zugmaschinen sollen nach seiner Auf- 
fassung die forstwirtschaftlichen Zugmaschinen gleichgestellt 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Keine 
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Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates zur Änderung 
bestimmter Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates vom 25. März 1969 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

— Drucksache Vl/1896 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wendt 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften — Drucksache VI/1896 — wurde 
vom Präsidenten des Deutschen Bundestages mit 
Schreiben vom 8. März 1971 dem Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen zur 
Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 6. Mai 1971 behandelt. 

Die Kommission bezweckt mit ihrem Vorschläge, 
gewisse praktische Schwierigkeiten, die sich aus der 
Anwendung der am 25. März 1969 erlassenen Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 über die Harmonisie- 
rung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenver- 
kehr ergeben haben, zu beseitigen. Es hat sich ge- 
zeigt, daß die Vorschriften über die höchstzulässigen 
Lenkzeiten und über die Ruhezeiten insbesondere 
bei landwirtschaftlichen Zugmaschinen nicht an- 
wendbar sind. Praktische Erfahrungen ergeben fer- 
ner, daß im Nahverkehr wegen der häufigen Halte- 
stellen ein erleichtertes üb erwachungs verfahren an- 
gezeigt ist, wobei neben einem mechanischen Kon- 
trollgerät nur kurze handschriftliche Ergänzungen 
vorgeschrieben werden sollen. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen stimmt insoweit in Übereinstim- 
mung mit dem Vertreter des Bundesministers für 


Verkehr diesen Änderungsvorschlägen zu mit der 
Maßgabe, daß neben den landwirtschaftlichen auch 
die forstwirtschaftlichen Zugmaschinen von dem 
Geltungsbereich der Verordnung ausgenommen 
werden, weil in beiden Fällen der Sachverhalt 
gleich liegt. Noch nicht hinreichend geklärt erscheint 
dem Ausschuß der Vorschlag der Kommission, den 
Baustellenverkehr von den allgemeinen Lenkzeit- 
regelungen auszunehmen und statt dessen erleich- 
terte Bestimmungen mit einer Pausenregelung ein- 
zuführen. Der Ausschuß hält insoweit weitere Ge- 
spräche mit den Wirtschaftsverbänden und den 
Gewerkschaften für notwendig. Eine weitere An- 
regung des Ausschusses bezieht sich schließlich auf 
die Überwachung der Lenkzeitvorschriften im Nah- 
verkehr. Hier hat der Ausschuß Bedenken gegen 
den Vorschlag der Kommission, neben der Führung 
eines persönlichen Kontrollbuches und einem mecha- 
nischen Kontrollgerät auf Wunsch der Regierungen 
auch andere Kontrollmaßnahmen zuzulassen, weil 
ein derartig weitgehender Spielraum bei der Lösung 
der Nachweispflicht im Nahbereich nicht mit dem 
Zwecke der Harmonisierung vereinbar erscheint. 

Mit diesen Änderungen stimmt der Ausschuß dem 
Entwurf der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zu. 


Bonn, den 6. Mai 1971 

Wendt 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
W1896 — wird zur Kenntnis genommen; 

2. die Bundesregierung wird ersucht, 

a) bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß 

- — auch forstwirtschaftliche Zugmaschinen 
vom Geltungsbereich der VO (EWG) Nr. 
543/69 vom 25. März 1969 über die Har- 
monisierung bestimmter Sozialvorschrif- 
ten im Straßenverkehr ausgenommen wer- 
den. 


— in Artikel 3 b des Entwurfs der Ände- 
rungsverordnung die Worte „Standort des 
Unternehmens" durch „Standort des Fahr- 
zeugs" ersetzt werden, 

— in Artikel 3 b der zweite Halbsatz über 
die Ersetzung des mechanischen Kontroll- 
gerätes durch andere geeignete Kontroll- 
maßnahmen gestrichen wird, 

b) ferner zu prüfen, ob der Artikel 4 über den 
Wegfall der Lenkzeitvorschriften für den 
Baustellenverkehr verändert werden kann. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Wendt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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